
RICHTLINIE 2002/74/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 23. September 2002

zur Änderung der Richtlinie 80/987/EWG des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über den Schutz der Arbeitnehmer bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers

(Text von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 137 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (2),

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Unter Nummer 7 der am 9. Dezember 1989 angenom-
menen Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte
der Arbeitnehmer heißt es, dass die Verwirklichung des
Binnenmarkts zu einer Verbesserung der Lebens- und
Arbeitsbedingungen der Arbeitnehmer in der Europä-
ischen Gemeinschaft führen muss und dass diese Verbes-
serung, soweit nötig, dazu führen muss, dass bestimmte
Bereiche des Arbeitsrechts wie die Verfahren bei Massen-
entlassungen oder bei Konkursen ausgestaltet werden.

(2) Die Richtlinie 80/987/EWG des Rates (4) soll den Arbeit-
nehmern im Fall der Zahlungsunfähigkeit ihres Arbeit-
gebers einen Mindestschutz gewähren. Deshalb
verpflichtet sie die Mitgliedstaaten zur Schaffung einer
Einrichtung, die die Befriedigung der nicht erfüllten
Arbeitnehmeransprüche garantiert.

(3) Infolge von Änderungen des Insolvenzrechts in den
Mitgliedstaaten und der Fortentwicklung des Binnen-
markts ist eine Anpassung einiger Bestimmungen der
genannten Richtlinie erforderlich.

(4) Im Interesse der Rechtssicherheit und -klarheit sind
ferner der Geltungsbereich und einige Begriffsbestim-
mungen der Richtlinie 80/987/EWG klarer zu fassen.
Insbesondere sollten die den Mitgliedstaaten hinsichtlich
eines Ausschlusses vom Anwendungsbereich einge-
räumten Möglichkeiten im verfügenden Teil der Rich-
tlinie präzisiert werden, weswegen der Anhang gestri-
chen werden kann.

(5) Zur Gewährleistung eines angemessenen Schutzes der
betroffenen Arbeitnehmer ist es angebracht, die Defini-
tion der Zahlungsunfähigkeit der aktuellen Rechtsent-
wicklung in den Mitgliedstaaten auf diesem Sachgebiet

anzupassen und mit diesem Begriff auch andere Insol-
venzverfahren als Liquidationsverfahren zu erfassen. In
diesem Zusammenhang sollten die Mitgliedstaaten, um
zu bestimmen, ob die Garantieeinrichtung zu einer
Zahlung verpflichtet ist, vorsehen können, dass für den
Fall, dass das Vorliegen einer Insolvenz zu mehreren
Insolvenzverfahren führt, die Situation so behandelt
wird, als würde es sich um ein einziges Insolvenzver-
fahren handeln.

(6) Es sollte vorgesehen werden, dass Arbeitnehmer, die
unter die Richtlinie 97/81/EG des Rates vom 15.
Dezember 1997 zu der von UNICE, CEEP und EGB
geschlossenen Rahmenvereinbarung über Teilzeitar-
beit (5), die Richtlinie 1999/70/EG des Rates vom 28.
Juni 1999 zu der EGB-UNICE-CEEP-Rahmenvereinba-
rung über befristete Arbeitsverträge (6) und die Richtlinie
91/383/EWG des Rates vom 25. Juni 1991 zur Ergän-
zung der Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit
und des Gesundheitsschutzes von Arbeitnehmern mit
befristetem Arbeitsverhältnis oder Leiharbeits-
verhältnis (7) fallen, nicht vom Geltungsbereich der
vorliegenden Richtlinie ausgeschlossen werden.

(7) Zur Gewährleistung der Rechtssicherheit für die Arbeit-
nehmer von zahlungsunfähigen Unternehmen, die in
mehreren Mitgliedstaaten tätig sind, und zur Festigung
der Rechte dieser Arbeitnehmer im Sinne der Rechtspre-
chung des Gerichtshofes ist es angebracht, Bestim-
mungen einzuführen, die ausdrücklich festlegen, welche
Einrichtung in solchen Fällen für die Befriedigung der
nicht erfüllten Arbeitnehmeransprüche zuständig ist, und
deren Ziel die Zusammenarbeit der zuständigen Verwal-
tungen der Mitgliedstaaten zur schnellstmöglichen Befrie-
digung der nicht erfüllten Arbeitnehmeransprüche ist.
Ferner ist es angebracht, eine ordnungsgemäße Anwen-
dung der einschlägigen Bestimmungen dadurch zu
gewährleisten, dass eine Zusammenarbeit der
zuständigen Verwaltungen der Mitgliedstaaten vorge-
sehen wird.

(8) Die Mitgliedstaaten können Grenzen für die Verpflich-
tungen der Garantieeinrichtungen festlegen, die mit der
sozialen Zielsetzung der Richtlinie vereinbar sein müssen
und die unterschiedliche Höhe von Ansprüchen berück-
sichtigen können.
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(9) Zur Erleichterung der Feststellung von Insolvenzver-
fahren, insbesondere in grenzübergreifenden Fällen, sollte
vorgesehen werden, dass die Mitgliedstaaten der
Kommission und den anderen Mitgliedstaaten mitteilen,
welche Arten von Insolvenzverfahren eine Eintrittspflicht
der Garantieeinrichtung auslösen.

(10) Die Richtlinie 80/987/EWG sollte entsprechend geändert
werden.

(11) Da das Ziel der vorgeschlagenen Maßnahme, nämlich die
Anpassung einiger Bestimmungen der Richtlinie 80/987/
EWG zur Berücksichtigung der Entwicklung der Unter-
nehmenstätigkeit in der Gemeinschaft, auf Ebene der
Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden kann
und daher besser auf Gemeinschaftsebene zu erreichen
ist, kann die Gemeinschaft im Einklang mit dem in
Artikel 5 des Vertrags niedergelegten Subsidiaritäts-
prinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben
Artikel genannten Verhältnismäßigkeitsprinzip geht diese
Richtlinie nicht über das für die Erreichung dieses Ziels
erforderliche Maß hinaus.

(12) Die Kommission sollte dem Europäischen Parlament und
dem Rat einen Bericht über die Umsetzung und Durch-
führung dieser Richtlinie, insbesondere bezüglich neuer,
sich in den Mitgliedstaaten entwickelnder Beschäfti-
gungsformen, unterbreiten —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Die Richtlinie 80/987/EWG wird wie folgt geändert:

1. Der Titel erhält folgende Fassung:

„Richtlinie 80/987/EWG des Rates vom 20. Oktober 1980
über den Schutz der Arbeitnehmer bei Zahlungsunfähigkeit
des Arbeitgebers“.

2. Abschnitt I erhält folgende Fassung:

„ABSCHNITT I

Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen

Artikel 1

(1) Diese Richtlinie gilt für Ansprüche von Arbeitneh-
mern aus Arbeitsverträgen oder Arbeitsverhältnissen gegen
Arbeitgeber, die zahlungsunfähig im Sinne des Artikels 2
Absatz 1 sind.

(2) Die Mitgliedstaaten können die Ansprüche bestimmter
Gruppen von Arbeitnehmern wegen des Bestehens anderer
Garantieformen ausnahmsweise vom Anwendungsbereich
dieser Richtlinie ausschließen, wenn diese den Betroffenen
nachweislich einen Schutz gewährleisten, der dem sich aus
dieser Richtlinie ergebenden Schutz gleichwertig ist.

(3) Die Mitgliedstaaten können auch weiterhin vom
Anwendungsbereich dieser Richtlinie ausschließen:

a) Hausangestellte, die von einer natürlichen Person
beschäftigt werden,

b) Fischer, die in Form eines Erlösanteils entlohnt werden,

sofern eine solche Vorschrift nach in ihrem innerstaatlichen
Recht bereits angewandt wird.

Artikel 2

(1) Im Sinne dieser Richtlinie gilt ein Arbeitgeber als
zahlungsunfähig, wenn die Eröffnung eines nach den Rechts-
und Verwaltungsvorschriften eines Mitgliedstaats vorge-
schriebenen Gesamtverfahrens beantragt worden ist, das die
Insolvenz des Arbeitgebers voraussetzt und den teilweisen
oder vollständigen Vermögensbeschlag gegen diesen Arbeit-
geber sowie die Bestellung eines Verwalters oder einer
Person, die eine ähnliche Funktion ausübt, zur Folge hat,
und wenn die aufgrund der genannten Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften zuständige Behörde

a) die Eröffnung des Verfahrens beschlossen hat oder

b) festgestellt hat, dass das Unternehmen oder der Betrieb
des Arbeitgebers endgültig stillgelegt worden ist und die
Vermögensmasse nicht ausreicht, um die Eröffnung des
Verfahrens zu rechtfertigen.

(2) Diese Richtlinie lässt das einzelstaatliche Recht bezüg-
lich der Begriffsbestimmung der Worte ‚Arbeitnehmer‘,
‚Arbeitgeber‘, ‚Arbeitsentgelt‘, ‚erworbenes Recht‘ und
‚Anwartschaftsrecht‘ unberührt.

Die Mitgliedstaaten dürfen jedoch vom Anwendungsbereich
dieser Richtlinie nicht ausschließen:

a) Teilzeitarbeitnehmer im Sinne der Richtlinie 97/81/EG,

b) Arbeitnehmer mit befristetem Arbeitsvertrag im Sinne
der Richtlinie 1999/70/EG,

c) Arbeitnehmer mit Leiharbeitsverhältnis im Sinne von
Artikel 1 Nummer 2 der Richtlinie 91/383/EWG.

(3) Die Mitgliedstaaten dürfen den Anspruch der Arbeit-
nehmer auf Schutz nach dieser Richtlinie nicht von einer
Mindestdauer des Arbeitsvertrags oder Arbeitsverhältnisses
abhängig machen.

(4) Diese Richtlinie hindert die Mitgliedstaaten nicht
daran, den Schutz der Arbeitnehmer auf andere Situationen
der Zahlungsunfähigkeit — beispielsweise tatsächlich auf
Dauer eingestellte Zahlungen — die nach anderen im einzel-
staatlichen Recht vorgesehenen Verfahren als den in Absatz
1 genannten Verfahren festgestellt worden ist, auszuweiten.

Durch derartige Verfahren entstehen den Garantieeinrich-
tungen der übrigen Mitgliedstaaten in Fällen nach Abschnitt
IIIa jedoch keine Verpflichtungen.“

3. Die Artikel 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

„Artikel 3

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen,
damit vorbehaltlich des Artikels 4 Garantieeinrichtungen die
Befriedigung der nicht erfüllten Ansprüche der Arbeit-
nehmer aus Arbeitsverträgen und Arbeitsverhältnissen
sicherstellen, einschließlich, sofern dies nach ihrem inner-
staatlichen Recht vorgesehen ist, einer Abfindung bei Been-
digung des Arbeitsverhältnisses.
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Die Ansprüche, deren Befriedigung die Garantieeinrichtung
übernimmt, sind die nicht erfüllten Ansprüche auf Arbeits-
entgelt für einen Zeitraum, der vor und/oder gegebenenfalls
nach einem von den Mitgliedstaaten festgelegten Zeitpunkt
liegt.

Artikel 4

(1) Die Mitgliedstaaten können die in Artikel 3 vorgese-
hene Zahlungspflicht der Garantieeinrichtungen begrenzen.

(2) Machen die Mitgliedstaaten von der in Absatz 1
genannten Möglichkeit Gebrauch, so legen sie die Dauer des
Zeitraums fest, für den die Garantieeinrichtung die nicht
erfüllten Ansprüche zu befriedigen hat. Diese Dauer darf
jedoch einen Zeitraum, der die letzten drei Monate des
Arbeitsverhältnisses und die damit verbundenen Ansprüche
auf Arbeitsentgelt umfasst und der vor und/oder nach dem
Zeitpunkt gemäß Artikel 3 liegt, nicht unterschreiten. Die
Mitgliedstaaten können festlegen, dass dieser Mindestzeit-
raum von drei Monaten innerhalb eines Bezugszeitraums
von mindestens sechs Monaten liegen muss.

Die Mitgliedstaaten, die einen Bezugszeitraum von
mindestens 18 Monaten vorsehen, können den Zeitraum,
für den die Garantieeinrichtung die nicht erfüllten
Ansprüche zu befriedigen hat, auf acht Wochen
beschränken. In diesem Fall werden für die Berechnung des
Mindestzeitraums die für die Arbeitnehmer vorteilhaftesten
Zeiträume zugrunde gelegt.

(3) Die Mitgliedstaaten können ferner Höchstgrenzen für
die von der Garantieeinrichtung zu leistenden Zahlungen
festsetzen. Diese Höchstgrenzen dürfen eine mit der sozialen
Zielsetzung dieser Richtlinie zu vereinbarende soziale
Schwelle nicht unterschreiten.

Machen die Mitgliedstaaten von dieser Befugnis Gebrauch,
so teilen sie der Kommission mit, nach welcher Methode sie
die Höchstgrenze festsetzen.“

4. Folgender Abschnitt wird eingefügt:

„ABSCHNITT IIIa

Vorschriften für grenzübergreifende Fälle

Artikel 8a

(1) Ist ein Unternehmen, das im Hoheitsgebiet mindestens
zweier Mitgliedstaaten tätig ist, zahlungsunfähig im Sinne
von Artikel 2 Absatz 1, so ist für die Befriedigung der nicht
erfüllten Arbeitnehmeransprüche die Einrichtung desjenigen
Mitgliedstaats zuständig, in dessen Hoheitsgebiet die betref-
fenden Arbeitnehmer ihre Arbeit gewöhnlich verrichten
oder verrichtet haben.

(2) Der Umfang der Rechte der Arbeitnehmer richtet sich
nach dem für die zuständige Garantieeinrichtung geltenden
Recht.

(3) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass Entscheidungen, die
in den in Absatz 1 genannten Fällen im Rahmen eines Insol-
venzverfahrens gemäß Artikel 2 Absatz 1 ergehen, dessen
Eröffnung in einem anderen Mitgliedstaat beantragt wurde,

bei der Feststellung der Zahlungsunfähigkeit des Arbeit-
gebers im Sinne dieser Richtlinie berücksichtigt werden.

Artikel 8b

(1) Zur Durchführung von Artikel 8a sehen die Mitglied-
staaten den Austausch einschlägiger Informationen zwischen
den zuständigen öffentlichen Verwaltungen und/oder den in
Artikel 3 genannten Garantieeinrichtungen vor, mit dem
insbesondere ermöglicht wird, dass die zuständige Garan-
tieeinrichtung von den nicht erfüllten Arbeitnehmeransprü-
chen unterrichtet wird.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission und den
anderen Mitgliedstaaten die genauen Angaben zu den jewei-
ligen zuständigen öffentlichen Verwaltungen und/oder
Garantieeinrichtungen mit. Die Kommission macht diese
Informationen der Öffentlichkeit zugänglich.“

5. In Artikel 9 wird der folgende Absatz angefügt:

„Die Durchführung dieser Richtlinie darf unter keinen
Umständen als Begründung für einen Rückschritt gegenüber
der bestehenden Situation in jedem einzelnen Mitgliedstaat
und gegenüber dem allgemeinen Niveau des Arbeitnehmer-
schutzes in dem von ihr abgedeckten Bereich herangezogen
werden.“

6. Dem Artikel 10 wird folgender Buchstabe angefügt:

„c) die in Artikel 3 vorgesehene Zahlungspflicht oder die in
Artikel 7 vorgesehene Garantiepflicht in den Fällen
abzulehnen oder einzuschränken, in denen ein Arbeit-
nehmer allein oder zusammen mit engen Verwandten
Inhaber eines wesentlichen Teils des Unternehmens oder
Betriebs des Arbeitgebers war und beträchtlichen
Einfluss auf dessen Tätigkeiten hatte.“

7. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 10a

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission und den anderen
Mitgliedstaaten die Arten von nationalen Insolvenzverfahren,
die in den Geltungsbereich dieser Richtlinie fallen, sowie
sämtliche diese Verfahren betreffenden Änderungen mit. Die
Kommission veröffentlicht diese Mitteilungen im Amtsblatt
der Europäischen Gemeinschaften.“

8. Der Anhang wird gestrichen.

Artikel 2

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen die Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie bis zum
8. Oktober 2005 nachzukommen. Sie setzen die Kommission
unverzüglich hiervon in Kenntnis.

Sie wenden die in Unterabsatz 1 genannten Vorschriften auf
jede Zahlungsunfähigkeit eines Arbeitgebers an, die nach dem
Inkrafttreten dieser Vorschriften eintritt.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten
regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.
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(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften mit, die sie auf dem
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 3

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 4

Die Kommission unterbreitet dem Europäischen Parlament und
dem Rat bis zum 8. Oktober 2010 einen Bericht über die
Umsetzung und Durchführung dieser Richtlinie in den Mitglied-
staaten.

Artikel 5

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 23. September 2002.

In Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident
P. COX

Im Namen des Rates

Der Präsident
M. FISCHER BOEL
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